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 „Überall in der Politik 
wird die Nachhaltigkeit 
von Massnahmen ver-
langt, nur in der Drogen-
politik wird sie sträflich 
vernachlässigt. 
 

Andrea Geissbühler 
 

 

Die 
schweizerische 
Drogenpolitik 
versus die  
Realität im  
Polizeialltag  
 
von Andrea 
Geissbühler, 
Polizistin,  
Nationalrätin, 
Präsidentin 
des Dachver-
bandes Dro-
genabstinenz 
Schweiz 
 
Es besteht eine grosse Dis-
krepanz zwischen den Er-
fahrungen in meinem Alltag 
als Polizistin und den politi-
schen Forderungen des Na-
tional- und Ständerates in 
der Drogenpolitik.  
 
Vor allem an Wochenenden 
müssen wir Polizistinnen und 
Polizisten immer öfters mit Al-
kohol oder Cannabis zuge-
dröhnte Kinder und Jugendli-
che irgendwo an einer Party 
und zu später Stunde 
zusammenlesen und Minder-
jährige zu den Eltern nach 
Hause führen, oder sie von 
den Eltern abholen lassen. 
Oder wir müssen nach Schlä-
gereien oder Messerstecherei-
en feststellen, dass sonst un- 

 
auffällige Menschen unter 
dem Einfluss von Drogen (Al-
kohol, Cannabis, Kokain usw.) 
zu gewalttätigen Monstern 
mutieren. Das Alkoholprob-
lem wird zum Glück von In-
stitutionen wie dem Blauen 
Kreuz aktiv angegangen, 
und wir von der Polizei ha-
ben den Alkohol-Blastest, 
den wir sofort und ohne 
Bewilligung durch den 
Staatsanwalt anwenden 
können. 

Fortsetzung auf Seite 2 
 

 
 

Unterschreiben Sie 
die Petition 

zuhanden des  
Bundesrates: 

 

Gegen die  
Legalisierung von  

Drogen! 
Für eine abstinenz-

orientierte  
Drogenpolitik! 

 
Unterschriftenbogen auf der Rückseite 

dieses 
Informationsbulletins. 

 
Sammelfrist bis 31. Oktober 2012 
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Fortsetzung von Seite 1 

 
Im Unterschied zum Alkohol 
werden aber die vielen ne-
gativen Folgen des Canna-
biskonsums und die dazu 
existierenden wissenschaft-
lichen Erkenntnisse von vie-
len Politikerinnen und Poli-
tikern ausgeklammert. Es ist 
tragisch, zusehen zu müssen, 
dass Cannabiskonsumenten in 
der Schule oder an der Lehr-
stelle scheitern, in Psychosen 
ihre Identität verlieren, angst-
erfüllt und von Verfolgungs-
wahn getrieben herumschreien 
und nur mit Medikamenten 
ruhig gestellt werden können. 
 

Auch der Zusammenhang 
zwischen Gewalttaten und 
Cannabis wurde in einer 
Studie von Professor Martin 
Killias mit über 5‘000 Ju-
gendlichen klar bewiesen1). 
Werden zum Cannabis noch 
andere Drogen dazu einge-
nommen, steigert sich die Ge-
waltbereitschaft markant. 
Auch im Polizeialltag sind 
wir immer wieder mit ge-
walttätigen Menschen kon-
frontiert, die nachweislich 
Cannabis und andere Dro-
gen konsumiert haben. Nur 
dürfen wir Polizistinnen und 
Polizisten leider noch nicht in 
allen Kantonen Schnelltests, 
wie zum Beispiel einen Spei-
cheltest, anwenden. Dadurch 
wird politisch verhindert, dass 
eine genaue Statistik zwischen 
Gewalttaten und den ver-
schiedenen berauschenden 
Substanzen, die sich im Alko-
hol, im Cannabis (Drogen-
hanf), Kokain, Heroin usw. be-
finden, erstellt werden kann. 
 

Ich bin klar der Meinung, dass 
in der Schweiz vor allem Kin-
der und Jugendliche mit Fak-
ten aufgeklärt und von der Po-
litik an die Eltern unmissver-
ständliche Signale ausgesendet 
werden müssen. Diese Forde-
rung haben sowohl der Na-
tional- wie auch der Stän-

derat in der Frühlings- und 
Sommersession 2012 ver-
passt. Es wurden weder die 
Sorgen und Nöte der Eltern 
von kiffenden Kindern ernst 
genommen, noch der Wille 
der Bevölkerung, welche 
sowohl die Droleg- wie 
auch die Cannabislegalisie-
rungs-Initiativen klar abge-
lehnt hat, im Gesetz be-
rücksichtigt. 
 

Dieses Vorgehen, bei welchem 
durch Verordnungen das von 
der Bevölkerung angenomme-
ne Betäubungsmittelgesetz 
unkenntlich gemacht wird, 
halte ich für zutiefst unde-
mokratisch. Für das Zusam-
menleben braucht jede Gesell-
schaft Verbote. Die meisten 
Bürgerinnen und Bürger halten 
sich auch daran. So gaben bei 
einer Umfrage der Fachstelle 
Sucht Schweiz (ehemals SFA) 
54% der befragten Jugendli-
chen an, dass sie nicht kiffen 
würden, weil es verboten sei. 
 

Bei Diebstählen entstehen im 
Jahr Schäden von 3 Milliarden 
Franken. Trotzdem käme es 
niemandem in den Sinn, das 
Stehlen zu erlauben, damit 
diese Schäden eliminiert und 
die Polizei und Justiz entlastet 
würden! Auch Verkehrsverbo-
te werden nicht aufgehoben, 
auch wenn es immer Verkehrs-
sünder geben wird, die nicht 
erwischt werden. 
 

Nun noch einige Worte zu den 
zwei unsinnigen Gesetzesbe-
stimmungen, die leider in bei-
den Räten durchgekommen 
sind; zwei typische Beispiele 
wie realitätsfremd viele Na-
tional- und Ständeräte poli-
tisieren: 

 Die Gesetzesbestimmung, wo-
nach 10g des Wirkstofftyps 
Cannabis als geringfügig gel-
ten sollen (BtmG Art.19b, 
Abs.2.), wird grosse negative 
Auswirkungen zeigen. Es wird 
für die Polizei unmöglich sein, 
an Ort und Stelle festzustellen, 
wie viele Gramm Cannabis ei-

ne Person auf sich trägt. Damit 
wird die Polizei nicht entlastet, 
sondern vor eine kaum zu be-
wältigende Aufgabe gestellt. 
Schnell wird sich dieser Geset-
zesartikel auch im Ausland bei 
den Drogenhanfdealern her-
um sprechen, und sie werden 
mit Portionen von 9 Gramm 
ihr grosses Geschäft machen. 
Die Sogwirkung, die dieser Ar-
tikel auslösen wird, ist enorm. 
Grundsätzlich gibt es keine 
geringfügige Menge. Jede 
Menge ist schädlich und 
fördert den Ameisenhan-
del. 
 

 Zum anderen bedeutet diese 
Definition zum Beispiel, dass 
bei einem THC-Analysewert 
von ca. 12% mit 10g Marihu-
ana 50 Joints gedreht werden 
können. Was das Rauchen von 
nur einem Joint bewirken 
kann, zeigten Versuche im 
Flugsimulator: die Piloten lan-
deten bis 10 Meter neben der 
Zielgeraden. 

 

Mit einem Ordnungsbussen-
system für Kiffer (Art. 28b, 
Abs, 2) wird ein falsches Zei-
chen gesetzt. Eine Busse von 
100 CHF ist für viele Kiffer 
eindeutig zu niedrig und we-
nig abschreckend. Bei einer 
Ahndung des Cannabiskon-
sums geht es einerseits darum, 
den Konsumenten vor den 
psychischen und physischen 
Schäden zu schützen, welche 
das Betäubungsmittel Tetra-
hydrocannabinol (THC) verur-
sacht. Andererseits führt zum 
Beispiel eine Anzeige dazu, ei-
ne allfällige Gefährdung von 
sich und den Mitmenschen 
frühzeitig abzuwenden. Chro-
nische Kiffer sind nicht sel-
ten, wie schon erwähnt, 
Verursacher von Delikten, 
Gewalt, von asozialem Ver-
halten und von Unfällen. 
Deshalb sind Register mit Ein-
trägen bei Verstössen gegen 
das Betäubungsmittelgesetz 
sinnvoll. 
 

Auch das Argument, eine 
Ordnungsbusse verringere die 
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bürokratischen Abläufe, ist 
wenig stichhaltig. Denn beim 
Ausstellen von Ordnungsbus-
sen muss auch ein Bedenkfrist-
formular ausgestellt, und die 
sichergestellten Cannabispro-
dukte bis zum Fristende gela-
gert und registriert werden. 
Deshalb ist der Aufwand für 
das Eintreiben von Ord-
nungsbussen sicher aufwändi-
ger, als eine kurze Anzeige auf 
einem vorgedruckten Formu-
lar. Wenn man bedenkt, dass 
bei Drogenabhängigkeit eine 
frühe Intervention die Aus-
stiegschancen massiv erhöht, 
ist es eminent wichtig, dass die 
Justiz eine Anzeige ernst 
nimmt, die Eltern einbezieht, 
und eine geeignete Massnah-
me anordnet. Eine Busse ist 
für den Kiffer im Moment 
eine Strafe; aber eine An-
zeige mit einer Massnahme 
soll eine Veränderung des 
Suchtverhaltens bewirken 
und ist deshalb ein Beitrag 
an eine nachhaltige Dro-
genpolitik. Auch der Be-
schluss, wonach die Alters-
grenze für Bussen bei 18 Jah-
ren liegen soll, ist nicht nach-
vollziehbar. Denn die vielfälti-
gen, negativen Auswirkungen 
des Kiffens gelten sowohl für 
unter wie auch für über 18-
Jährige. Gerade im Ausgang ist 
die Vorbildfunktion von über 
18- Jährigen, also Erwachse-
nen, nicht zu unterschätzen. 
Sie müssen sich die folgende 
Situation einmal vorstellen: 
Auf dem Pausenplatz einer 
Mittelschule herrscht absolutes 
Rauch- und Drogenverbot. Ein 
18-jähriger Gymnasiast geht 
einen Schritt ausserhalb des 
Schulareals, dreht seelenruhig 
eine Haschischzigarette und 
kifft. Dies ist doch eine in der 
Realität unsinnige Gesetzesbe-
stimmung! 
 

Auch bei der Umsetzung 
des revidierten Betäu-
bungsmittelgesetzes betref-
fend Abstinenzorientierung 
ist ein grosses Defizit zu er-

kennen. Es ist festzustellen, 
dass weder die Drogenbe-
ratungen, noch die Substi-
tutionsbehandlungen (Me-
thadon, Heroin) das Ziel der 
Abstinenz anstreben. Dies 
bedeutet, dass auf Kosten 
der Bevölkerung, welche 
Steuern, Krankenkassen-
prämien, Arbeitslosen- und 
IV- Beiträge einzahlen, im-
mer mehr Drogenabhängi-
ge lebenslänglich in der 
Sucht gehalten werden. 
 

Überall in der Politik wird die 
Nachhaltigkeit von Massnah-
men verlangt, nur in der Dro-
genpolitik wird sie sträflich 
vernachlässigt. Ob bei uns in 
der Schweiz schon zu viele 
Profiteure der Suchtprob-
lematik ihre Goldgruben 
verteidigen? Damit die gros-
sen Drogenprobleme in der 
Schweiz nachhaltig gelöst 
werden können, braucht es ei-
nerseits Medienschaffende, 
welche mit aufklärenden Be-
richterstattungen aus umfang-
reichen Recherchen informie-
ren, und andererseits den 
Druck aus der Bevölkerung auf 
die Politik. Die Aktionen und 
die Petition der Schweizeri-
schen Vereinigung Eltern ge-
gen Drogen anlässlich des 
UNO-Tages gegen Drogen sind 
in diesem Sinne sehr zu be-
grüssen (siehe Seiten 6 und 7 
dieser Ausgabe). 
 

Quellenhinweis: 
1) Jugenddelinquenz im Kanton St. Gallen, 
Projektleitung: Prof. Dr. Martin Killias, 
Kriminologisches Institut, Universität Zü-
rich, 17. August 2009. 
 

CANNABISKONSUM UND GEWALT 
 

Der Zürcher Kriminologe Mar-
tin Killias äusserst sich generell 
skeptisch zur Entkriminalisie-
rung des Cannabiskonsums. 
«Der Cannabiskonsum wird 
allgemein verharmlost», sagt 
er. Neuste Studien zeigten, 
dass Cannabiskonsum stärker 
mit Gewaltverhalten korres-
pondiere als der Konsum von 
Alkohol. 
 

Tages-Anzeiger, 28. August 2010 

Cannabis kann  
schwere  
psychische  
Erkrankungen  
auslösen 
 
Ralf S. ist gerade mal 15, als er 
sich an einem Abend nach mehre-
ren Joints plötzlich «wie ein 
Fremder in der eigenen Welt» 
fühlt. Er nimmt seinen Körper 
kaum noch wahr, sogar seine 
Stimme erscheint ihm unwirklich. 
Derartige Gefühle hat schon 
mancher im Rausch verspürt. 
Doch: Bei Ralf S. sind sie geblie-
ben. Trotz Drogenverzichts er-
lebt er immer wieder beängs-
tigende «Flashbacks», und die 
«unsichtbare Schranke» zwi-
schen ihm und seiner Umge-
bung besteht inzwischen seit 
mehr als zehn Jahren. Deper-
sonalisation heisst die psychi-
sche Störung, die für Ralf im 
Cannabisrausch begann. 
 

«Diese invalidisierende Erkran-
kung ist selbst bei Psychiatern 
nicht immer bekannt», sagt An-
dor Simon, der am Psychiatrischen 
Ambulatorium Bruderholz (BL) seit 
zehn Jahren eine Spezialsprech-
stunde für beginnende Psychosen 
leitet. Zusammen mit Kollegen 
der Berner Universitätsklinik und 
Poliklinik für Psychiatrie hat er die 
Fälle von sechs jungen Patienten 
zusammengetragen, die nach 
Cannabiskonsum dauerhaft an 
einer Depersonalisation erkrankt 
sind. Ihre Beobachtungen ver-
öffentlichten die Forscher 
kürzlich in der Fachzeitschrift 
«Neuropsychobiology». 
 

Früher glaubten Mediziner nicht 
an bleibende Schäden des Canna-
biskonsums. Das wurde inzwi-
schen widerlegt: Forscher konn-
ten zeigen, dass Cannabiskon-
sum bei entsprechender Ver-
anlagung ein unabhängiger 
Risikofaktor für Psychosen ist. 
 

SonntagsZeitung, Claudia Nientit, 29. April 
2012 
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Editorial 
 

 
 

Keine Nachhaltigkeit 
in der schweizeri-
schen Drogenpolitik 
 
Durch unsere realitätsfremde 
schweizerische Drogenpolitik 
verschwenden wir viele 
menschliche und finanzielle 
Ressourcen, so gibt es kaum 
mehr Therapieinstitutionen, 
welche die Süchtigen so be-
gleiten, dass sie wieder ein 
vollwertiges Glied der Gesell-
schaft werden können! 
 

Hier ein grober Kostenver-
gleich: 
Ein Drogensüchtiger kostet in 
einer abstinenzorientierten, 
stationären Therapie das erste 
Jahr ca. 120’000 CHF (nachher 
unter 100‘000 CHF), in einer 
Psychiatrie ca. 240‘000 CHF 
pro Jahr und in einer Heroin- 
oder Methadonabgabe ver-
bunden mit einem Wohn- und 
Arbeitsprojekt (wie heute 
mehrheitlich gehandhabt) ca. 
100‘000 CHF pro Jahr. Wird 
ein Süchtiger in der 3. Variante 
als 25jähriger aufgenommen, 
kostet er den Staat bis er das 
65. Altersjahr erreicht hat 6 
Millionen CHF. 
 

Die UNO-Drogenkontrollbe-
hörde hat schon mehrmals 
erwähnt, dass sich nur eine 
reiche Schweiz eine solche 

Drogenpolitik ohne jegliche 
Nachhaltigkeit leisten kann!  
 

Auch die vielen Kiffer mit Psy-
chosen (Angstzuständen, Ver-
folgungswahn) werden unse-
ren Staat noch teuer zu stehen 
kommen. Es ist traurig, dass 
durch die Verharmlosung 
des Cannabiskonsums wie 
sie uns die National- und 
Ständeräte auf unverständ-
liche Weise vorgeführt ha-
ben, viele menschliche Res-
sourcen zerstört werden. 
 

Wenn man bedenkt, dass lau-
fend neue Studien über die 
negativen Auswirkungen des 
Konsums von Drogen publizie-
ren werden, für die Millionen 
von CHF ausgegeben werden, 
sollten diese Studien schluss-
endlich auch zu einem sicht- 
und messbaren Resultat, das 
heisst zu einer markanten Ab-
nahme des Drogenkonsum, 
Drogenhandels und Drogen-
anbaus führen. 
 

Sabina Geissbühler-Strupler, Präsidentin 
der Schweizerischen Vereinigung Eltern 
gegen Drogen 
 

 

Schweizerische 
Vereinigung 

Eltern gegen Drogen: 
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Täglich sind den Medien 
Meldungen wie die beiden 
unten aufgeführten zu ent-
nehmen, die all die Proble-
me rund um den Drogen-
konsum aufzeigen, die ge-
löst werden müssten. Eine 
nachhaltige Problemlösung 
wird leider durch die libera-
le schweizerische Drogen-
politik verhindert. Ein Rich-
tungswechsel hin zur För-
derung der Drogenabsti-
nenz täte bitter not. 
 

 
 

Top Ten Kokain-
konsum anhand 
Abwasserproben 
 

(g/1000 Einwohner/Tag) 
 

1. Antwerpen, Belgien 2,00 
2. Amsterdam, Niederlande 1,80 
3. Zürich 1,46 
4. Valencia, Spanien 1,40 
5. Eindhoven, Niederlande 1,25 
6. Barcelona, Spanien 1,20 
7. Bern 1,10 
8. London, England 1,10 
9. Castellón, Spanien 1,05 
10. Luzern 1,01 
 

20 Minuten, 7. August 2012 

 

Street Parade 
und Drogen-
konsum 
 

Bei der Raststätte Grauholz wurden 
bei einer Verkehrskontrolle 13 Fahr-
ausweise eingezogen. 12 Autofahrer 
standen unter dem Einfluss von Dro-
gen, 2 hatten zu viel Alkohol getrun-
ken. In drei Autos wurden Betäu-
bungsmittel gefunden, insgesamt 25 
Personen wegen Betäubungsmit-
teln verzeigt: Dies die Bilanz einer 
Verkehrskontrolle, welche die Kan-
tonspolizei im Nachgang zur Street 
Parade auf der Autobahn bei der 
Raststätte Grauholz durchgeführt hat. 
47 Fahrzeuge und 65 Personen hat 
die Polizei kontrolliert. 13 Personen 
nahm sie auf der Stelle den Fahraus-
weis ab. Fast alle Verzeigten ka-
men laut Mitteilung direkt von 
der Street-Parade oder deren Co-
Events. 
 

Berner Zeitung, 13. August 2012 
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Revolutionäre  
Entzugs- 
methode aus  
Israel – neue  
Hoffnung für  
drogensüchti- 
ge Menschen 
 
Er war Frontkämpfer in der is-
raelischen Armee und weiss 
aus eigener schlechter Erfah-
rung, was Schmerzen sind. Als 
Arzt kannte und brauchte 
Andre Waismann damals jene 
hochwirksamen Schmerzmit-
tel, die in grösster Not rasch 
Linderung verschaffen. Dann, 
Jahre später, wollte er eines 
nicht akzeptieren: dass Weg-
gefährten und Mitkämpfer ab-
hängig bleiben, nur weil sie als 
Verwundete verabreicht be-
kamen, was ihnen die Schmer-
zen stillte. 
 

Schmerzmittelabhängigkeit ist 
keine Seltenheit, auch fernab 
von Krieg. Wie viele Abhängi-
ge es in der Schweiz sind, da-
rüber führt das Bundesamt für 
Gesundheit (BAG) in Bern kei-
ne Statistik. Ganz im Gegen-
satz zur Anzahl der Heroinab-
hängigen: 17‘500 erhalten 
hierzulande in einem feinglied-
rigen Netzwerk von Abgabe-
stellen und Betreuungszentren 
den Heroinersatz Methadon 
verabreicht. Dazu bekommen 
gemäss BAG rund 1‘300 eine 
sogenannte «heroingestützte 
Behandlung». 
 

Waismanns Ansatz ist ein 
ganz anderer. Er betrachtet 
Opiate- und Schmerzmittel-
abhängigkeit weniger als 
psychosoziales Problem, 
sondern in erster Linie als 
medizinisches. Nach einge-
hender Forschung und mehr-
facher Modernisierung seiner 
Methode betreibt er im staatli-

chen israelischen Barzilai-
Spital, einer Klinik mit 500 Bet-
ten in Ashkelon, seit 15 Jahren 
sein eigenes ANR-Zentrum. 
ANR ist die Abkürzung für 
Accelerated Neuroregulati-
on, was aus dem Englischen 
übersetzt «beschleunigte 
Regulierung des Nervensys-
tems» bedeutet. 
 

Nach gründlicher Laborunter-
suchung am Morgen werden 
die Abhängigen am Nachmit-
tag in einen drei- bis vierstün-
digen Tiefschlaf versetzt und 
unter persönlicher Betreuung 
von Waismann entgiftet. Dabei 
stumpft er Schritt für Schritt 
die Opiaterezeptoren im Ge-
hirn so ab, dass die krankhafte 
Gier nach Heroin oder 
Schmerzmitteln anschliessend 
verschwunden ist. Am Abend 
wachen die Patienten auf, 
werden bis am nächsten Mor-
gen betreut und am zweiten 
Tag suchtbefreit entlassen. Ein 
individuell dosiertes Medika-
ment mit Namen Naltrexon 
sorgt nach der Spitalbehand-
lung dafür, dass dies so bleibt. 
Es wird je nach Abhängig-
keitsgrad nach mehreren Mo-
naten beziehungsweise nach 
einem Jahr abgesetzt. 
 
Begleitet von Wissenschaft-
lern 
Waismanns Erfolg scheint 
durchschlagend. Mehrere Tau-
send Personen, darunter zahl-
reiche aus Politik und Showbu-
siness, hat er nach eigenen 
Angaben von der Opiate- und 
Schmerzmittelsucht geheilt. Im 
Gespräch erklärt Waismann, 
warum er sehr bald auch in 
der Schweiz tätig werden 
möchte. Das hat nicht zuletzt 
politische Gründe. Es gebe Pa-
tienten, die sich nicht nach Is-
rael zur Behandlung begeben 
könnten oder wollten. Nach 
zwei Pilotprojekten in Italien 
und Deutschland habe ihn zu-
dem ein Schweizer Freund, 
dem er vertraue, von einem 
weiteren Anlauf zur Verbrei-

tung seiner Methode überzeu-
gen können. Vorverhandlun-
gen über eine Zusammenarbeit 
mit Schweizer Wissenschaft-
lern seien im Gang. Konkretes 
zu Zeitplänen und Verhand-
lungspartnern in der Schweiz 
will Waismann indes noch 
nicht bekannt geben. Offenbar 
sollen in einer ersten Phase der 
geplanten Aktivitäten hundert 
Schweizer Probanden von ihrer 
Abhängigkeit befreit und von 
unabhängiger, wissenschaftli-
cher Seite begutachtet wer-
den. 
 
BaZ: 
Herr Waismann, was halten 
Sie von der staatlichen, 
ärztlich kontrollierten Hero-
inabgabe, wie sie in der 
Schweiz seit über 15 Jahren 
erfolgt? 
 

Andre Waismann: 
Wenig. Von Opiaten Abhängi-
ge brauchen professionelle 
medizinische Unterstützung. 
Ich kenne die genauen Um-
stände in der Schweiz noch zu 
wenig. Ich beobachte aber in 
manchen westlichen Ländern, 
dass unglücklicherweise Heer-
scharen von Sozialarbeitern, 
Psychologen und Strafverfol-
gern Heroinabhängige behan-
deln. Man entfernt Abhängige 
von der Gesellschaft, ohne sie 
wirklich von ihrer Sucht zu be-
freien. Moderne Forschungs-
ergebnisse und neue Behand-
lungsmethoden bleiben dabei 
meistens unberücksichtigt. Ich 
bin erstaunt, dass ich ausser-
halb Israels kaum von Gesund-
heitsbehörden kontaktiert 
wurde, während unabhängige 
Wissenschaftler meine Metho-
de untersucht und anerkannt 
haben. 
 

Inwieweit sind Ihren Be-
handlungsmethoden Gren-
zen gesetzt? 
Bei Alkohol-, Kokain- oder 
Cannabissucht. Da kann ich 
nichts machen. Meine ANR-
Methode ist ausschliesslich bei 



 

Informationsbulletin «Eltern gegen Drogen» – Nr. 3 / September 2010 Seite 6 
 

Opiate- und Schmerzmittelab-
hängigkeit erfolgreich. Neben 
Heroin und Methadon gehö-
ren dazu Codein, Laam, 
Stadol, Tramadol und andere. 
 

Motivation für Ihre For-
schung waren verletzte 
Soldaten, die schmerzmit-
telabhängig wurden. Wie 
kommt das? 
Für die sofortige Schmerzlinde-
rung verwenden Ärzte und 
Sanitäter an der Front Mittel, 
die auf Opiaten basieren. Ver-
wundete Soldaten kommen 
bei uns sehr rasch ins Spital. 
Aus diesem Grund entsteht 
Abhängigkeit nicht an der 
Front. Aber schwerste Verlet-
zungen erfordern meistens 
lange und schmerzhafte Spi-
talbehandlungen. Dort oder 
bei der Nachsorge entwickeln 
manche eine Abhängigkeit. 
 

Welche Entwicklung be-
obachten Sie im histori-
schen Kontext beim Prob-
lem Drogen und Soldaten 
im Kriegseinsatz? 
Aus der weltweiten Geschichte 
über Drogen und Krieg wissen 
wir, dass es in vielen Armeen 
zu Opium-, Heroin- und Alko-
holmissbrauch kam, vor allem, 
wenn die Soldaten unter 
schwierigsten Umständen und 
für lange Zeit fernab von ihrer 
Heimat kämpfen mussten. 
Schmerzmittel, die auf Opiaten 
basieren, wurden beispielswei-
se im Vietnamkrieg oft auch 
bei kleineren Verletzungen 
verabreicht, weil man den Sol-
daten mit Wohlgefühlen, die 
Drogen anfänglich bringen, ir-
gendwie zu helfen versuchte. 
Ein anderer wichtiger Punkt ist 
bis heute, dass 35 bis 40 Pro-
zent der Soldaten vieler Ar-
meen, die in fernen Ländern in 
den Kampf verwickelt waren, 
mit schweren psychischen 
Traumata heimkehren. Mit He-
roin und anderen Opiaten las-
sen sich solche psychischen 
Schäden vorübergehend ka-
schieren und verdrängen. Man 

könnte ganze Bücher schrei-
ben über dieses Elend. 
 

Welche politischen Überle-
gungen führen Sie und Ihr 
Pilotprojekt in die Schweiz? 
In unserer Klinik behandle ich 
Patienten aus der ganzen 
Welt, auch aus der Schweiz. In 
letzter Zeit kam es aus politi-
schen Gründen vermehrt zu 
Stornierungen von geplanten 
Behandlungen. Offenbar gibt 
es Leute, deren Hass auf Israel 
grösser ist als die Liebe zu ih-
ren Kindern. Die Geschichte 
über milliardenteure Propa-
ganda gegen Israel ist indessen 
eine andere. Unabhängig da-
von bin ich überzeugt, für viele 
Patienten einen modernen und 
wirksamen Weg aus ihrer Dro-
gensackgasse anbieten zu 
können. Ich traue gerade jetzt 
Europäern und anderen zu, in 
einer sauberen Analyse zu un-
terscheiden, was gut ist und 
was böse. 
 

Sie betreiben auch eine Kli-
nik in Hollywood. Welche 
Stars haben Sie behandelt? 
Das Arztgeheimnis gilt auch 
für Prominente. Nicht-Promi-
nente – viele Söhne und Töch-
ter besorgter Eltern – sind in 
der deutlichen Mehrzahl. 
 

Basler Zeitung, Beni Gafner, 18. Juli 2012 

 
 

Weltdrogentag 

Aktivitäten der Schweizeri-
schen Vereinigung Eltern 
gegen Drogen anlässlich 
des Internationalen Tags 
gegen Drogenmissbrauch 
und illegalen Drogenhandel 
 

Am 26.Juni 2012 fand der In-
ternationale UNO-Tag gegen 
den Drogenmissbrauch und 

Drogenhandel statt. Die 
Schweizerische Vereinigung El-
tern gegen Drogen teilt die 
Meinung der UNO-Drogenkon-
trollbehörde (INCB), dass der 
Drogenkonsum vor allem 
für die Industriestaaten ei-
ne der grössten Gefahren 
für unsere Jugend darstellt 
und hat deshalb eine Medi-
enkonferenz einberufen. Di-
rektbetroffene, die tagtäglich 
und seit Jahren mit Drogen-
problemen konfrontiert wer-
den, hielten eindrückliche 
Kurzreferate. Sie alle haben an 
sich selber oder an Mitmen-
schen die tragischen Folgen 
der Verharmlosung des Dro-
genkonsums, vor allem des 
Kiffens, erlebt, wie Schul- und 
Lehrabbrüche und damit Ju-
gendarbeitslosigkeit und Ab-
hängigkeit vom Sozialamt. Am 
diesjährigen UNO-Tag gegen 
Drogen gedachten wir auch 
mit einer Grabkerzenaktion  
 

 

der ungefähr 200 Drogentoten 
und deren Angehörigen, wel-
che die Schweiz jährlich als 
Folge der Laissez-faire-Politik 
zu beklagen hat. Mit der Lan-
cierung einer Petition wollen 
wir ein Zeichen gegen die Le-
galisierung von Drogen und 
für eine abstinenzorientierte 
Drogenpolitik setzen. Auch 
sollen damit Politikerinnen und 
Politiker wie auch alle in der 
sogenannten Suchthilfe Invol-
vierten auf die politischen 
Meinungsäusserungen des 
Schweizer Stimmvolkes gegen 
eine Legalisierung von Drogen 
aufmerksam gemacht und 
aufgefordert werden, diese 
auch umzusetzen. 
 

Schweizerische Vereinigung Eltern gegen 
Drogen



 

 

 

 

  
 

Willensbezeugungen des Schweizer Volkes gegen eine Legalisierung von Drogen 
 

 Am 29. November 1998 verwarf der Souverän mit 74% der Stimmen die Droleg-Initiative. Diese hatte 
zum Ziel, den Konsum von Betäubungsmitteln sowie deren Anbau, Besitz und Erwerb für den Eigen-
bedarf für straffrei zu erklären. 

 Am 30. November 2008 lehnten Volk und Stände die Cannabis-Legalisierungs-Initiative mit 63,3% 
Neinstimmen ab. 

 Gleichzeitig sagten 68% der Bevölkerung „Ja“ zum revidierten Betäubungsmittelgesetz. Dieses ver-
langt in Artikel 1a, dass zum Schutz der Bevölkerung vor gesundheitlichen Schäden dem unbefugten 
Konsum von Betäubungsmitteln und psychotropen Stoffen vorzubeugen sei, namentlich durch Förde-
rung der Abstinenz. 

 Des Weiteren hat die Schweiz das UN-Einheits-Übereinkommen von 1961 über die Betäubungsmittel 
unterzeichnet. Damit anerkennt der Staat Schweiz bereits in der Präambel, dass die Betäubungsmittel-
sucht eine wirtschaftliche und soziale Gefahr für die Menschheit darstellt. Die Schweiz verpflichtet sich 
damit, dieses Übel zu verhüten und zu bekämpfen.  

 

 
 
 

Petition zuhanden des Bundesrates 
 

Gegen die Legalisierung von Drogen! 
Für eine abstinenzorientierte Drogenpolitik! 

 
Die Schweizerische Vereinigung Eltern gegen Drogen teilt die Meinung der UNO-Drogenkontrollbehörde (INCB), dass der Drogen-
konsum vor allem für die Industriestaaten eine der grössten Gefahren für unsere Jugend darstellt und lanciert darum diese Petition. 
Die tragischen Folgen der Verharmlosung des Drogenkonsums, vor allem des Kiffens, sind Schul- und Lehrabbrüche und damit Ju-
gendarbeitslosigkeit und Abhängigkeit vom Sozialamt. Jährlich haben wir in der Schweiz auch ungefähr 200 Drogentote zu bekla-
gen. Verantwortlich dafür ist primär die Laissez-faire-Politik in der Schweiz, welche Eltern und Kindern beizubringen versucht, dass 
wir nur lernen müssten, mit Suchtmitteln umzugehen, um keine Probleme damit zu haben. Dies wird ungeachtet der wissenschaft-
lichen Erkenntnisse über die Gefährlichkeit der einzelnen Suchtmittel verbreitet. 

  

Name Vorname Strasse PLZ/Ort Unterschrift 

     
     
     
     
     

 
Senden Sie bitte die ausgefüllten Unterschriftenbogen bis 31. Oktober 2012 an: 

Schweizerische Vereinigung Eltern gegen Drogen, Postfach 8302, 3001 Bern. 
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Unterschreiben Sie die Petition  
zuhanden des Bundesrates: 

 

Gegen die Legalisierung von Drogen! 
Für eine abstinenzorientierte Drogenpolitik! 

 
Wir fordern: 

 keine Verharmlosung des verbotenen Betäubungsmittels Cannabis und dessen Anbau, Kon-
sum und Handel. Staatlich finanzierte Drogenberatungsstellen müssen verpflichtet werden, auf die 
Gefahren des Kiffens hinzuweisen wie: Beeinträchtigungen des Kurzzeitgedächtnisses, der Konzent-
rations- und Reaktionsfähigkeit, das Auslösen von Depressionen, Psychosen und Schizophrenien und 
Kontrollverluste, die oft zu Aggressionen und Gewalttaten führen. 

 eine Förderung von Rehabilitationsstätten und Therapieplätzen, in welchen die suchtkran-
ken Menschen auf das Ziel der Abstinenz hin beraten und behandelt werden. Bei der staatlich 
finanzierten Abgabe der Betäubungsmittel Methadon und Heroin muss, wie den Stimmbürgerinnen 
und Stimmbürgern versprochen, ebenfalls das Ziel der Abstinenz anvisiert werden. 

 dass alle Suchthilfeangebote regelmässig auf ihre Kosten, ihre Wirksamkeit und ihre Nach-
haltigkeit hin überprüft werden. 

 dass die Politik die Gesetze im Drogenbereich nicht durch Verordnungen verwässert oder 
umgeht. Die internationalen Abkommen über verbotene Betäubungsmittel und psychotro-
pe Stoffe, die von der Schweiz unterzeichnet wurden, müssen eingehalten werden. 

 dass die vom Bundesrat eingesetzte „Suchtexpertenkommission“, die sich gegen den 
Volkswillen für die Legalisierung aller illegaler Drogen einsetzt, aufgelöst und neu besetzt 
werden muss. 

 
Unterschriftenbogen hier abtrennen, unterschreiben und in den nächsten Briefkasten werfen 

 

 
 
 
 Ich möchte die Petition finanziell unterstützen. 
 Bitte senden Sie mir einen Einzahlungsschein PC 30-7945-2 
 

 Ich bestelle _____ Unterschriftenbogen 

 
Name/Vorname: _______________________________ 
 
Adresse: ______________________________________  Schweizerische Vereinigung 
  Eltern gegen Drogen 
PLZ/Ort: ______________________________________ Postfach 8302 
  3001 Bern 
Tel.: __________________________________________ 
 
E-Mail: ________________________________________ 
 
Bestelladresse: 
eltern_g_drogen@bluewin.ch 
www.elterngegendrogen.ch 
 
 
 


